
 

 

 

ÖKOPROFIT Straubing 2023 

 

Umweltmanagement ist ein zentraler Baustein im Kontext einer Nachhaltigkeitsstrategie. Ein 

Instrument, das Unternehmen und Institutionen für ein professionelles Umweltmanagement-

system nutzen können, ist das Kooperationsprojekt ÖKOPROFIT. Das ÖKOlogische PROjekt 

Für Integrierte Umwelt-Technik, ist ein System zur wirtschaftlichen Stärkung von Betrieben 

durch vorsorgenden Umweltschutz.  

Ziel ist es, ökologische mit ökonomischen Herausforderungen für Unternehmen zu vereinba-

ren. ÖKOPROFIT ist, anders als beispielsweise EMAS oder die Umweltmanagementnorm 

ISO 14001, ein niederschwelliges Beratungsangebot, das aber in idealer Weise als Grundlage 

für eine weiterführende Zertifizierung genutzt werden kann.  

ÖKOPROFIT wird im Rahmen einer Gruppenberatung durchgeführt. In acht gemeinsamen 

Workshops bearbeiten die Teilnehmenden alle umweltrelevanten Themen, die für ihren Be-

trieb von Bedeutung sind. Vorträge, Erfahrungsaustausch und konkrete Beispiele vermitteln 

das dazu erforderliche Wissen. Die vier halbtägigen, betriebsspezifischen Beratungen in je-

dem Unternehmen bilden das Kernstück von ÖKOPROFIT. Hier wird vor Ort aufgezeigt, wel-

che Möglichkeiten zur Verbesserung hinsichtlich Rechtssicherheit, Umweltentlastungen und 

Kostensenkung bestehen.  

Um auch den Unternehmen und Einrichtungen aus Straubing und der Region die Teilnahme 

an dem Programm zu ermöglichen, startet die Wirtschaftsförderung der Stadt Straubing im 

Jahr 2023 eine ÖKOPROFIT Einsteigerrunde. Die Organisation der gemeinsamen Work-

shops übernimmt dabei die Wirtschaftsförderung für Sie. Die inhaltliche Betreuung und die 

individuelle Begleitung der Unternehmen bis zur ÖKOPROFIT-Zertifizierung erfolgt durch eine 

spezialisierte Unternehmensberatung, die von der Stadt Straubing beauftragt wird. Geplanter 

Projektzeitraum ist Mai 2023 – April 2024. 

Die Kosten pro teilnehmendem Betrieb werden voraussichtlich bei ca. 5.000 – 6.000 EUR 

liegen. Für die Ersteinführung eines umweltorientierten Managements (z.B. ÖKOPROFIT) 

können Fördermittel aus dem Bayerischen Umweltmanagement- und Auditprogramm 

(BUMAP) beantragt werden. Eine Zuwendung in Höhe von 80 % der zuwendungsfähigen Aus-

gaben kann gewährt werden, maximal jedoch 3.200 EUR. Die Beihilfehöchstbeträge gem. De-

minimis Verordnung sind zu beachten. Die Förderkonditionen sind in der angefügten Förder-

richtlinie im Detail nachzulesen.  

Teilnahmegebühren, individuelle Beratungsleistungen sowie zu erbringende Eigenleistung 

werden in einem individuell abzuschließenden Beratungsvertrag zwischen Unternehmen und 

der für das Gesamtprojekt ausgewählten Unternehmensberatungsgesellschaft geregelt.  

  



 
 

 

 

Voraussetzung für den Start der ÖKOPROFIT- Einsteigerrunde Straubing ist eine Min-

destzahl von fünf Teilnehmenden. 

 

Bei Interesse an einer Teilnahme an der ÖKOPROFIT-Einsteigerrunde Straubing im Jahr 

2023 bitten wir Sie, die vorliegende Teilnahmeerklärung auszufüllen und unterschrieben 

bis spätestens 20. Januar 2023 per E-Mail an wifoe@straubing.de oder postalisch an  

Stadt Straubing 

Wirtschaftsförderung 

Theresienplatz 2 

94315 Straubing 

 

zurückzusenden.  

 

Bei Fragen zu ÖKOPROFIT stehen Ihnen die Ansprechpartner*innen der Wirtschaftsförde-

rung der Stadt Straubing gerne auch telefonisch unter 09421/944-61165 zur Verfügung. 
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Richtlinie zur Förderung eines umweltorientieren Managements in bayerischen Unternehmen 
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Richtlinien zur Förderung eines umweltorientierten Managements  
in bayerischen Unternehmen  

(Bayerisches Umweltmanagement- und Auditprogramm – BUMAP) 

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz 

vom 20. Mai 2021, Az. 22b-U8033.3-2020/3-30 

1Das Bayerische Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV) gewährt im Einvernehmen 
mit dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen und für Heimat, nach Anhörung des Bayerischen 
Obersten Rechnungshofs sowie im Benehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, 
Landesentwicklung und Energie nach Maßgabe 

– diese Richtlinien,

– der allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere der Art. 23 und 44 der Bayerischen
Haushaltsordnung (BayHO) und der dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften,

– der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 (De-minimis-Verordnung)

Zuwendungen für Maßnahmen, die ein umweltorientiertes Management in bayerischen Unternehmen 
unterstützen. 2Die Förderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

1. Zweck der Zuwendung
1Durch die Zuwendung sollen bayerische Unternehmen zu einer betrieblichen Umweltpolitik
ermutigt werden, die den Umweltschutz systematisch so im Unternehmen und den internen
Abläufen verankert, dass nicht nur die Einhaltung der einschlägigen Umweltvorschriften gestärkt
wird, sondern darüber hinaus kontinuierlich und nachhaltig freiwillige Verbesserungen der
betrieblichen Umweltleistung erfolgen. 2Dieses Ziel soll durch eine deutliche Erhöhung der
Anzahl von Unternehmen mit einem Umweltmanagement (siehe Nr. 2) erreicht werden.
3Gleichzeitig soll hier ein besonderer Fokus auf das Thema Ressourcenmanagement gelegt
werden.

2. Gegenstand der Förderung
1Die Förderung erfolgt ausschließlich im Rahmen von Projektgruppen. 2Dabei organisiert ein
Projektträger Gruppenberatungen – gegebenenfalls auch in Kombination mit Einzelberatungen
vor Ort – zu einem der folgenden Schwerpunkte:

– erstmalige Einführung und Validierung beziehungsweise die einmalige Revalidierung eines
Umweltmanagementsystems nach der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 in der jeweils gültigen
Fassung, im Folgenden EMAS genannt,

– erstmalige Einführung und Zertifizierung beziehungsweise die einmalige Rezertifizierung
eines Umweltmanagementsystems gemäß der Norm DIN EN ISO 14001 ff., im Folgenden
ISO 14001 genannt,
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– erstmalige Einführung und Zertifizierung beziehungsweise die einmalige Rezertifizierung
eines Umweltmanagements nach den Vorgaben des Qualitätsverbunds umweltbewusster
Betriebe (QuB),

– erstmalige Einführung und externe Prüfung eines Umweltmanagements nach den Vorgaben
des Ökologischen Projekts für integrierte Umwelttechnik (ÖKOPROFIT) beziehungsweise die
einmalige Teilnahme am ÖKOPROFIT-Klub mit externer Prüfung,

– erstmalige Einführung und externe Prüfung eines Ressourcenmanagements nach den
Vorgaben des Leitfadens des Bayerischen Landesamts für Umwelt „Fachliche Anforderungen
für den Schwerpunkt Ressourcenmanagement für eine Kreislaufwirtschaft der Zukunft im
Bayerischen Umweltmanagement- und Auditprogramm (BUMAP)“ im Zuge der Einführung
beziehungsweise im Zuge eines bereits bestehenden Umweltmanagements nach EMAS,
ISO 14001, QuB oder ÖKOPROFIT.

3Der Erfolg der Beratungen ist für jeden Teilnehmer der Projektgruppe nachzuweisen (siehe 
Nr. 7.4). 

3. Zuwendungsempfänger

3.1 Projektträger 
1Der Projektträger ist für die Organisation der Projektgruppe zuständig. 2Dazu zählen 
insbesondere: 

– Akquise von Teilnehmern,

– Auswahl und Beauftragung eines Beratungsunternehmens und

– Öffentlichkeitsarbeit.
3Projektträger können Unternehmen, Organisationen der Wirtschaft, wie zum Beispiel Kammern, 
Verbände oder Innungen und kommunale Gebietskörperschaften sein. 4Beratungsunternehmen 
sind von der Projektträgerschaft ausgeschlossen. 5Zwischen dem Projektträger und dem 
beauftragten Beratungsunternehmen darf keine persönliche oder wirtschaftliche Verflechtung 
bestehen. 

3.2 Teilnehmer der Projektgruppe 

Folgende Projektgruppenteilnehmer mit Sitz- oder Niederlassung in Bayern können eine 
Zuwendung erhalten: 

– Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft,

– freiberuflich Tätige,

– Organisationen der Wirtschaft, wie zum Beispiel Kammern, Verbände oder Innungen,

– Kommunale Eigenbetriebe und Kommunalunternehmen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen
1Eine Projektgruppe besteht aus mindestens fünf bis maximal fünfzehn Teilnehmern. 2Die
Bewilligungsbehörde kann im Einzelfall davon abweichende Gruppengrößen zulassen. 3Die
Beantragung einer Ausnahme von genannter Gruppengröße und die Zustimmung müssen
schriftlich erfolgen. 4Zuwendungen werden nur gewährt, wenn das Projekt erfolgreich
abgeschlossen wurde (siehe Nr. 7.4).

5. Art und Umfang der Zuwendung

5.1 Art der Zuwendung 
1Zuwendungsfähig sind die Ausgaben für die Gruppen- und Einzelberatungen, für die 
Validierung, Zertifizierung beziehungsweise externe Prüfung des eingeführten umweltorientierten 
Managements sowie für dessen einmalige Revalidierung beziehungsweise Rezertifizierung. 
2Ausgaben für Mieten sind zuwendungsfähig, soweit sie angemessen und nachgewiesen sind. 
3Die Ausgaben des Projektträgers für die organisatorische Abwicklung der Förderung (siehe 
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Nr. 3.1) sowie für gegebenenfalls erforderliche Maßnahmen im Rahmen des Projekts, zum 
Beispiel Durchführung einer Informations- und Abschlussveranstaltung, Erstellung von 
Informationsmaterial und eines Abschlussberichts sowie Lizenzgebühren, sind ebenfalls 
zuwendungsfähig. 4Bei Zuwendungsempfängern, die zum Vorsteuerabzug berechtigt sind, 
kommen jeweils die Beträge ohne Mehrwertsteuer zum Ansatz. 5Reisekosten, Bewirtungskosten 
sowie interner Personalaufwand sind nicht zuwendungsfähig. 6Projektgruppen, deren 
zuwendungsfähige Ausgaben in der Summe eine Bagatellgrenze in Höhe von 10 000 Euro nicht 
überschreiten, werden nicht gefördert. 

5.2 Zuwendungsfähige Ausgaben 
1Zuwendungsfähig sind die Ausgaben für die Gruppen- und Einzelberatungen, für die 
Validierung, Zertifizierung beziehungsweise externe Prüfung des eingeführten umweltorientierten 
Managements sowie für dessen einmalige Revalidierung beziehungsweise Rezertifizierung. 
2Ausgaben für Mieten sind zuwendungsfähig, soweit sie angemessen und nachgewiesen sind. 
3Die Ausgaben des Projektträgers für die organisatorische Abwicklung der Förderung (siehe 
Nr. 3.1) sowie für gegebenenfalls erforderliche Maßnahmen im Rahmen des Projekts, zum 
Beispiel Durchführung einer Informations- und Abschlussveranstaltung, Erstellung von 
Informationsmaterial und eines Abschlussberichts sowie Lizenzgebühren, sind ebenfalls 
zuwendungsfähig. 4Bei Zuwendungsempfängern, die zum Vorsteuerabzug berechtigt sind, 
kommen jeweils die Beträge ohne Mehrwertsteuer zum Ansatz. 5Reisekosten, Bewirtungskosten 
sowie interner Personalaufwand sind nicht zuwendungsfähig. 6Projektgruppen, deren 
zuwendungsfähige Ausgaben in der Summe eine Bagatellgrenze in Höhe von 10 000 Euro nicht 
überschreiten, werden nicht gefördert. 

5.3 Höhe der Förderung 
1Es wird eine Zuwendung in Höhe von 80 % der zuwendungsfähigen Ausgaben gewährt. 2Die 
zuwendungsfähigen Ausgaben des Projektträgers werden bis maximal 3 000 Euro anerkannt. 

5.3.1 Umweltmanagement 

Die zuwendungsfähigen Ausgaben der Projektgruppenteilnehmer zur Einführung eines 
Umweltmanagements werden abhängig vom Schwerpunkt des geförderten umweltorientierten 
Managements bis zu maximal folgender Höhe anerkannt: 

– EMAS

7 000 Euro bei der Einführung,

3 500 Euro bei einer Revalidierung,

– ISO 14001

5 000 Euro bei der Einführung,

2 500 Euro bei einer Rezertifizierung,

– QuB

4 000 Euro bei der Einführung,

2 000 Euro bei einer Rezertifizierung,

– ÖKOPROFIT

4 000 Euro bei der Einführung,

2 000 Euro beim ÖKOPROFIT-Klub.
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5.3.2 Ressourcenmanagement 
1Die Einführung eines Ressourcenmanagements wird nur im Zuge der Einführung 
beziehungsweise im Zuge eines bereits bestehenden Umweltmanagements nach EMAS, 
ISO 14001, QuB oder ÖKOPROFIT gefördert. 2Die zuwendungsfähigen Ausgaben der 
Projektgruppenteilnehmer zur Einführung eines Ressourcenmanagements werden abhängig vom 
Schwerpunkt des umweltorientierten Managements bis zu maximal folgender Höhe anerkannt: 

– EMAS

2 300 Euro bei gleichzeitiger Einführung eines Umweltmanagements nach EMAS,

2 300 Euro bei nachträglicher Einführung in ein bestehendes Umweltmanagement nach
EMAS,

– ISO 14001

1 700 Euro bei gleichzeitiger Einführung eines Umweltmanagements nach ISO 14001,

1 700 Euro bei nachträglicher Einführung in ein bestehendes Umweltmanagement nach
ISO 14001,

– QuB:

1 300 Euro bei gleichzeitiger Einführung eines Umweltmanagements nach QuB,

1 300 Euro bei nachträglicher Einführung in ein bestehendes Umweltmanagement nach QuB,

– ÖKOPROFIT:

1 300 Euro bei gleichzeitiger Einführung eines Umweltmanagements nach ÖKOPROFIT,

1 300 Euro bei nachträglicher Einführung in ein bestehendes Umweltmanagement nach
ÖKOPROFIT.

5.4 Beihilfehöchstbeträge 
1Der Gesamtbetrag der einem einzigen Unternehmen gewährten De-minimis-Beihilfen darf in 
einem Zeitraum von drei Steuerjahren 200 000 Euro nicht übersteigen. 2Ist das Unternehmen im 
gewerblichen Straßengüterverkehr tätig, darf der Gesamtbetrag 100 000 Euro in drei 
Steuerjahren nicht übersteigen. 

6. Mehrfachförderung

Eine Förderung nach diesen Richtlinien ist ausgeschlossen, wenn für den gleichen
Zuwendungszweck andere öffentliche Mittel in Anspruch genommen werden.

7. Antrags- und Bewilligungsverfahren

7.1 Bewilligungsbehörde 

Bewilligungsbehörde ist die Regierung von Schwaben. 

7.2 Antragsverfahren 
1Die Anträge auf Gewährung einer Zuwendung sind bei der Bewilligungsbehörde vor Beginn des 
Projekts von den Zuwendungsempfängern schriftlich einzureichen. 2Die Anträge müssen 
mindestens enthalten: 

– eine Projektbeschreibung,

– Angaben zum Projektträger beziehungsweise den Teilnehmern der Projektgruppe,

– ein Angebot des Beratungsunternehmens mit Zeit- und Kostenplan,

– eine Erklärung jedes Zuwendungsempfängers über den Erhalt sonstiger Zuwendungen oder
Förderungen sowie zur Vorsteuerabzugsfähigkeit und

– einen Finanzierungsplan mit Darlegung der Gesamtfinanzierung.
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3Den Anträgen ist eine rechtsverbindliche Erklärung über bereits gewährte oder beantragte 
De-minimis-Beihilfen beizufügen. 

7.3 Bewilligungsverfahren 
1Die Bewilligungsbehörde entscheidet über die Gewährung der Zuwendung auf der Grundlage 
dieser Richtlinien nach der Reihenfolge des Antragseingangs und erlässt den 
Zuwendungsbescheid. 2Der Antragsteller darf mit dem Vorhaben erst nach Erlass des 
Bewilligungsbescheids beginnen. 3In Ausnahmefällen kann die Bewilligungsbehörde auf Antrag 
bei Vorliegen besonderer sachlicher Dringlichkeitsgründe einen vorzeitigen Vorhabenbeginn 
zulassen. 4Das darf nur erfolgen, wenn mit dem Vorhaben noch nicht begonnen worden ist und 
feststeht, dass die zulässigen Beihilfehöchstbeträge nicht überschritten werden. 5Eine 
nachträgliche, rückwirkende Genehmigung ist ausgeschlossen. 6Durch die Zulassung des 
vorzeitigen Vorhabenbeginns entsteht kein Rechtsanspruch auf eine tatsächliche Förderung. 
7Die Zulassung des vorzeitigen Vorhabenbeginns muss schriftlich erfolgen. 8Der 
Zuwendungsbescheid wird gegenstandslos, wenn mit der Maßnahme nicht innerhalb von sechs 
Monaten – vom Datum des Bewilligungsbescheids an gerechnet – begonnen worden ist. 9Im 
Rahmen von Veröffentlichungen und in öffentlicher Kommunikation im Zusammenhang mit dem 
Förderprogramm sowie in direkter Kommunikation mit Antragstellern ist ausdrücklich darauf 
hinzuweisen, dass Zuwendungen aus dem Programm freiwillige Leistungen darstellen und nur 
insoweit bewilligt werden können, als dafür Haushaltsmittel zur Verfügung stehen, und deshalb 
ein Zuwendungsantrag unter Umständen wegen Überzeichnung des Förderprogramms nicht 
bewilligt werden kann. 

7.4 Auszahlung der Zuwendung, Verwendungsnachweis und Prüfungsrechte 
1Die Bewilligungsbehörde zahlt die Zuwendung nach Vorlage und Prüfung des vom 
Zuwendungsempfänger zu erstellenden Verwendungsnachweises aus. 2Als Nachweis für die 
dauerhafte und nachhaltige freiwillige Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes bei den 
Projektgruppenteilnehmern übermittelt der Zuwendungsempfänger der Bewilligungsbehörde 

– ein Abrechnungsformular,

– die Rechnung des externen Beraters mit Zahlungsbeleg und Beleg des Beratungsauftrags,

– die Rechnung des Umweltgutachters beziehungsweise des akkreditierten Zertifizierers mit
Zahlungsbeleg,

– für EMAS beziehungsweise ISO 14001:

einen Nachweis der Eintragung im EMAS-Register beziehungsweise das Zertifikat eines bei
der Deutschen Akkreditierungsstelle GmbH (DAkkS) akkreditierten Zertifizierers, das die
Übereinstimmung des Umweltmanagementsystems mit der Norm ISO 14001 bestätigt,

– für QuB, ÖKOPROFIT beziehungsweise ÖKOPROFIT-Klub und Ressourcenmanagement:

einen Nachweis über die erfolgte Prüfung.
3Neben der Bewilligungsbehörde und dem StMUV ist der Bayerische Oberste Rechnungshof 
gemäß Art. 91 BayHO berechtigt, die Voraussetzungen für die Gewährung der Zuwendung und 
deren zweckentsprechende Verwendung im Rahmen einer örtlichen Prüfung und durch 
Einsichtnahme in Bücher oder sonstige Belege entweder selbst zu prüfen oder durch Beauftragte 
kontrollieren zu lassen. 4Auf Verlangen sind die erforderlichen Unterlagen den genannten 
Behörden vorzulegen. 5Die Unterlagen sind vom Zuwendungsempfänger zehn Jahre 
aufzubewahren. 

8. Subventionsregelungen
1Zuwendungen, die aufgrund dieser Richtlinien bewilligt werden, sind Subventionen im Sinn des
§ 264 des Strafgesetzbuchs (StGB) in Verbindung mit § 2 des Gesetzes gegen die
missbräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen (Subventionsgesetz – SubvG) vom
29. Juli 1976 (BGBl. I S. 203, 2037) in Verbindung mit Art. 1 des Bayerischen Gesetzes zur
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Ausführung und Ergänzung strafrechtlicher Vorschriften (Bayerisches 
Strafrechtsausführungsgesetz – BayStrAG) vom 13. Dezember 2016 (GVBl. S. 345). 2Bei 
Verdacht auf Subventionsbetrug erfolgt eine Mitteilung an die zuständige Staatsanwaltschaft. 

9. Datenschutz
1Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten sind die datenschutzrechtlichen
Bestimmungen, insbesondere die Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutzgrundverordnung –
DSGVO) einzuhalten. 2Die Bewilligungsbehörde ist Verantwortliche im Sinne von Art. 4 Nr. 7
DSGVO. 3Die Verpflichtungen aus der DSGVO (insbesondere die Betroffenenrechte und die
Informationspflichten gemäß Art. 13 f. DSGVO) werden von der Bewilligungsbehörde
wahrgenommen.

10. Inkrafttreten, Außerkrafttreten
1Diese Bekanntmachung tritt am 1. Juli 2021 in Kraft und gilt für die ab diesem Zeitpunkt
beantragten Zuwendungen. 2Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2024 außer Kraft.

Dr. Christian B a r t h
Ministerialdirektor 
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Teilnahmeerklärung 

 

Das Unternehmen/die Institution           

wird an der im Jahr 2023 startenden ÖKOPROFIT-Einsteigerrunde Straubing teilnehmen.* 

Nähere Informationen zum konkreten Programmablauf und zu den genauen Teilnahmege-

bühren werden nach der Auftragsvergabe an eine Unternehmensberatung bekanntgegeben.  

 

Als Ansprechpartner*in wird benannt: 

Name:             

Funktion:            

Anschrift:            

Telefon:            

E-Mail:             

 

 

             

Ort, Datum      Unterschrift, Funktion 

 

 

Ich erkläre, dass ich das beiliegende Informationsblatt zur Erhebung personenbezogener Da-

ten gelesen und verstanden habe und stimme mit meiner Unterschrift den darin enthaltenen 

Bestimmungen zu.  

 

 

             

Ort, Datum      Unterschrift 

 

 

 

* Hinweis: Die Stadt Straubing behält sich vor, bei zu geringer Teilnehmerzahl das Programm Ökopro-

fit nicht zu starten. Die finale Entscheidung darüber wird bis spätestens 31.03.2023 getroffen. 

  



 

 
 
 

Datenschutzhinweise im Zusammenhang mit  
der Teilnahme am Programm „ÖKOPROFIT Straubing 2023“  

 
 

1. Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen 

Stadt Straubing 
Förderung der Wirtschaft und des Wissenschaftsstandortes 
Leihhausgasse 2 
94315 Straubing 
Telefon: 09421 944-61165 
E-Mail: wifoe@straubing.de 

 

2. Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten 

Stadt Straubing 
Theresienplatz 2 
94315 Straubing 
Telefon: 09421 944-60182 
E-Mail: datenschutz@straubing.de 

 

3. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 

Ihre Daten werden erhoben, um das Programm „ÖKOPROFIT Straubing 2023" umzusetzen. Dazu ge-

hören: 

- Teilnehmerakquise für das Programm 

- Planung und Organisation des Programms 

- Informationsaustausch mit den Programmteilnehmenden 

 

Ihre Daten werden auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 Buchstabe a) DSGVO verarbeitet.  

 
 
4. Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
 

Ihre personenbezogenen Daten werden nach Bedarf an folgende Personen und Organisationen wei-
tergegeben: 
- Ansprechpartner*innen der Unternehmensberatung, die das Programm organisatorisch und inhalt-
lich betreut (steht erst nach Ausschreibung und anschließender Auftragsvergabe fest) 
- weitere Teilnehmer*innen am Programm „ÖKOPROFIT Straubing 2023“ 

 

5. Dauer der Speicherung der personenbezogenen Daten 

Ihre Daten werden solange gespeichert, wie es für das Programm „ÖKOPROFIT Straubing 2023“ er-
forderlich ist. 

  



 
 
 
 
6. Betroffenenrechte 
 

Nach der Datenschutz-Grundverordnung stehen Ihnen folgende Rechte zu: 
 
Werden Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet, so haben Sie das Recht Auskunft über die zu Ih-
rer Person gespeicherten Daten zu erhalten (Art. 15 DSGVO). 
 
Sollten unrichtige personenbezogene Daten verarbeitet werden, steht Ihnen ein Recht auf Berichti-
gung zu 
(Art. 16 DSGVO). 
 
Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so können Sie die Löschung oder Einschränkung der 
Verarbeitung verlangen sowie Widerspruch gegen die Verarbeitung einlegen (Art. 17, 18 und 21 
DSGVO). 
 
Wenn Sie in die Datenverarbeitung eingewilligt haben oder ein Vertrag zur Datenverarbeitung be-
steht und die Datenverarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren durchgeführt wird, steht Ihnen 
gegebenenfalls ein Recht auf Datenübertragbarkeit zu (Art. 20 DSGVO). 
 
Sollten Sie von Ihren oben genannten Rechten Gebrauch machen, prüft die öffentliche Stelle, ob die 
gesetzlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. 
 
Weiterhin besteht ein Beschwerderecht beim Bayerischen Landesbeauftragten für den Datenschutz. 

 
 
7. Widerrufsrecht bei Einwilligung 
 

Wenn Sie in die Verarbeitung durch eine entsprechende Erklärung eingewilligt haben, können Sie die 
Einwilligung jederzeit für die Zukunft widerrufen. Die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung 
bis zum Widerruf erfolgten Datenverarbeitung wird durch diesen nicht berührt. 

 
 
 


